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§.1. 

Sinleitiing. 

Londoner Vertrug oder Traetai, iraiid, vom 8. Mai 1852 
— niobt m verweehfleln mit dem vorbereitenden Protokoll 

vom 2. Augnst 1850 — ist in seiner rechtlichen Bedeutung 
noch nicht 80 genau geprüft worden, als einerseits die Wich- 
tigkeit nnd andererseits die eigenthttmliehe Besehaffenheit 
dieses merkwürdigen Aetenstliekes es erfordern. Aoeh die 
Verhandlungen in dem preufsischen Abgeordnetenhause vom 
1. und 2. December d. J., so belehrend sie auch in vielfacher 
Hinsieht für die richtige Wttrdigang dieses Vertrages sind, 
haben ihrer Natur nacii gerade die reditliehe Smte der Frage 
nicht ersehOpfend behandefai k9nnen. Da ich nnn eine völker- 
rechtliche Prüfung des Vertrages angestellt habe, so halte 
ich es für zeitgemäfs, das Resultat, zu welchem ich gelangt 
bin, 2Q veriVffentliohen. VieUeieht gelingt es mir, dasn bei- 
sntrsgen, den Bann, weleher in so verbSngnifsvoller Weise 
anf die schleswig-holsteinische Sache gelegt ist, zu lösen. 

§. 2. 

Die Vorbereitosg des Vertrages vom & Kai 1858. 

Der Erste, weleher düniseher Seite die EventaalitSt, dafs 

die Verbindung Dänemarks und Schleswig -Holsteins durch 
die verschiedene für beide Länder geltende Staatssnccession 
derainst gelöst werden könne, klar nnd bestimmt ins Ange 
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h&ie, war EOoig Ohristuui VIII. yon Dttnenuurk. Ihm lag 

vor Allem die Bewahrung dessen, was er die Integrität des 
dänischen Gesammtstaates nannte, am Herzen, und er hatte 
es sich zur Lebensaufgabe gesetzt, die künftige TreDnang 
der von ihm beherroebten Lande zn Terhindeni. Um za 
diesem Ziele zu getangen, ohne den Weg des Beehtes za 
verlassen, konnte er in zwiefacher Weise thätig sein. Er 
konnte dahin wirken, die durch das dänische Königsgesetz 
begründete Snccessionsordnong, welche nach dem Abgänge 
des Mannsstammes der älteren k5nigliehen Linie die Cognaten 
zor Nachfolge in Dänemark Berief, zn Gnnsten des in Siohles- 
wig-Holstein zur Succession berechtigten Mannsstammes der 
anderen Linien des oldenburgischen Hauses abzuändern, oder 
es umgekehrt yersnehen, den Erbvenicht des Mannsstammes 
ZQ Onnsten jener Cognaten zn erlangen. Aber die Dnroh- 
ftthrung des Plans in der einen oder anderen Weise mufste 
sich bald als in hohem Grade schwierig, wenn nicht als 
unmöglich herausstellen, und der König, nicht tief genug, 
nm die Gefahren einer blos Snfiwrlichen LOsnng der sdiwie> 
rigen Frage za ermessen nnd ganz in dänischen National- 
vorurtheilen befangen, verliefs nun den Weg des Hechtes 
und betrat den der Intrigue. Eine von ihm zur Untersuchung 
der Sneeessionsverhältnisse in der dänischen Monarchie ein- 
seitig ernannte Oommission erklärte, daib die cognatisehe 
Erbfolge des Eönigsgesetzes fttr alle anter dem Soepter des 
Königs vereinigten Lande gelte, und dafs nur für einzelne 
Theile des Herzogthums Holstein die Frage zweifelhaft sei* 
Dies Ergebnifii der Gommissionsberathnngen Tcrkflndete er 
in dem Offenen Briefe vom 8. Jali 1846, indem er seinen 
Vorsatz aussprach, für die vollständige Anerkennung der 
Integrität der dänischen Gesammtmonarchie nnan^gesetzt wir- 
ken za wollen. 
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Die deetMhe Wfagmacbaft verniehtete das Eigelmilk äM 

dem OiKmen Briefe znm Grande gelegten Commissionsberichts, 
und die deutsche Bundesversammlnng wahrte in Folge einer 
von der holsteinischen Ständeveisammlung eingereiehten Be- 
ednrerde däreh den BeaeliliiAi vom 17. September 1846 die 
Beohte des BmideslandeB Hototein nnd der Agnaten des olden- 
burgischen Hauses. König Christian VIII. starb, ohne die Aus- 
fUhrang seines Planes gesichert zu haben, nnd die erste stür- 
misebe Begiernngsieit seines Sohnes nnd Naehfolgefs» Frie* 
drieb Vn., war in soleben Yerbandlnngen wen% gee%net 
Sie Warden jedoeb so bald ak mOglieh wieder anfgenommen. 
Bereits am 2. Juni 1850 wurde von Rufsland, Frankreich und 
Schweden, welche Christian VIII. wohl schon fUr seine Ge- 
sammtstaate-Idee gewonnen batto^ mit Dänemark der £ntwnrf 
eines Protokolls an London verabredet^. Anf die Einladung 
des Königs von Dänemark haben die Mächte (es werden alle 
genannt, auf deren Betheiligung man rechnete); in Erwägongi 
dais die Aolreobtbaltui^ der dänischen Monarchiei mit den 
aUgemeinen Ibteiessen des eoiopäiseben Gleid^wiebts ver- 
knöpft, von bober Wiebtigkeit fBr die Erbaltang des Friedens 
ist, — beschlossen, die volle Uebcreinstimmung {le par/cdt 
accord) zu constatiren, welche unter ihnen Uber die Anfrech t- 
baltang dieses Prinoips bestebe. Sie eimäebtigen ibre in der 
Oonfeiens vereinigten Bevollmäohtigten sn der EikUrangy 
dada es ihr einstimmiger Wnnsch (dinr tmanme) ist, dafs 
die gegenwärtig unter der Krone Dänemark vereinigten Be- 
sitsongen in ihrer Integrität erhalten werden (§. 1); dafs sie 
demgemäfs die Weisheit der Absiebten anerkennen , welebe 
den König von Dänemark bestimmoii eventaell die Sneeea- 



*) Siehe die Anlage A, abgedmokt am dar Ansib. Allg. Zaituag 
Nr, 188 vom S.JaU 1860. 



Digitized by Google 



8 

HoiuBoidiiniig in dem königUehen Haue in xegefaiy um 
die Arrangements zu erleiohtem, welehe die dftnieche Mon- 
archie zusammen halten sollen (§. 2); dafs sie fortfahren 
werden ; den Abscblafs der zu Berlin (zwischen dem deut- 
floben Bande imd Dänemark) geftthrten FriedenaYerhandlnn- 
gen zvL fordern (§. 3); daft sie sieh endlich , wenn dies 
Ziel erreicht ist, vorbehalten, sieh unter einander ins Ein- 
vernehmen za setzen, nm den Resultaten dieses Friedens 
em nenes P&nd (ffi^e) der Stätigkeit (stabHiU) dorch ihren 
Betritt zn geben. 

Naeh den Berichten öffentlicher Blätter ist England 
am 4. Juli 1850 diesem Protokoll beigetreten; unterzeich- 
net ist es erst am 2. August. In Folge des Friedens von 
Berlin erfahr der erste Entwarf einige Abänderungen. Die 
Mäehte wttnschen sieh Glttck, dals der Frieden zn Stande 
gekommen (§.3) und behalten es sich (§. 4) mit Hinblick 
auf die Erklärung in §. 2 vor, nähere Verabredung unter 
einander in der Absicht zn trefifen, um durch einen enropäi- 
sehen Anerkennnngsaet ehi nenes Pfand fttr die Stätigkeit 
dieser Arrangements zn geben*). Die Beitrittserklärong 
Oesterreichs erfolgte am 23. August 1850, die Preufsens, un- 
geachtet früherer Proteste, im Anfange des Jahres 1852; 
doch hatte sieh die letztere Macht schon in einem gehdmen 
Artikel zom Berlmer Frieden vom 2. Jnli 1850 im Allge- 
meinen bereit erklärt, an den Verhandlnngen Thefl zn neh- 
men, welche der König von Dänemark veranlassen werde, 



*) S. die Anlage B. Ich sehe mich durch eine gütige Mittheilung 
in den Stand gesetzt, das französische Original zu veröffentlichen. 
Ueber die das Londoner Protokoll betreffenden Verhandlungen vgl. 
Protest gegen die Theorie des däaiBoben GeBunm^StMte (Mannheini, 
1852.) S. 67 ff. 
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am die Snccessionsordnang für die anter seinem Seepter 

vereinigten Staaten za regeln'*'). 



Wie nnbestimmt in Form und Lihalt dieses Protokoll 

ist, ergiebt sich auf den ersten Blick. Es wird die Ueber- 
einstimmung der Mäclite in Betreff der Aufrechthaltung des 
Prindps der Integrität der d&usehen Gtesammt- Monarchie 
emtatirt; es werden Wttnscbe geänfisert and ein Aet der 
earopftiselien Anerkennung fttr die Siebernng gewisser Ha&- 
nahmen in Aussicht gestellt; Uber die Art aber, wie die 
Saccessionsyerhältnisse in der dänischen Monarchie geord- 
net werden sollen , findet sieh keine Andeatang and der 
ganzen Verbandlnng fehlt noeh der Charakter des Ver- 
trags. Die Angelegenheit bekam erst die entscheidende 
Wendung, als Kaiser Nicolaus von Rufsland thätig eingriff, 
indem er. den doppelten Zweck verfolgte, seine dominirende 
Stellnng am Sonde aaf die Dauer za siehenii and zagleieh 
das Interesse seines Haases in sehr bestimmter Weise za 
fördern. Am 1851 ward zu Warschau von russischen 
und dänischen BeTollmächtigten ein Protokoll unterzeichnet, 
wetohes sieb an die Tractate von 1767 and 1773 an- 
8cblie(Bt> kraft deren der Gro&fÜrst Paal aaf seine Ansprttefae 
an die Herzogthllmer Sebleswig-Holstein gegen Abtretang 
der Grafschaften Oldenburg und Delmenhorst verzichtete. 
Diesen Verzichten wird aber eine weder den Worten noch 
dem Geiste der .Verträge entspreehende besehränkte Wirkang 
beigelegt, and daraus gefolgert dab sie mit dem Aussterben 
des Mannsstammes der älteren Kouiglioben Linie erlösehea 



*) 8. die F^rtwfannig Ton MarteiiB, leenefl gtedial von Smiwer, 
IL p.844. 
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wUtden. ladem ferner angenomtnen wird, dafs fllr die 

unter dem Scepter des Königs von Dänemark veremigten 
Lande, abgesehen von den Ansprüchen des Holstein -6ot- 
torpisehen Haiues, nach dem dänischen KOnigsgesetee die 
eognatisehe Snoceseion gilt: gelangt das Protokoll zu. der 
Voranssetznng, dafs der Kaiser von Rnfsland als gleichbe- 
rechtigter Interessent bei der Ordnung der dänischen Staats- 
snccession betheiligt sei. In Gemeinschaft mit dem Könige 
Ton DXnemark wird dann ttber diese StaatssneeesBimi enie 
Vereinbarong getroffen, indem der Kaiser Kieolans im Gegen* 
satze zu seinem Vater, welcher auf dasjenige, was ihm ge- 
hOrte, verzichtete, über dasjenige verfügte, worüber er nicht 
allein zu disponiren hatte. 

In dem ersten Artikel des PlrotokoUs*) wird die Auf- 
reehtbaltmig der Integrität der dinisehen Monareiiie nicht 
wie in dem Londoner Protokoll durch das Interesse des 
europäischen Gleichgewichts nnd als wichtig zur Erhaltung 
des Friedens Überhaupt motivirt, sondern der Frieden im 
Norden nnd im Innern des oldenbnrgischen Hauses wird 
hier als Beweggrund vorausgeschickt. Dies Ziel kann nur 
mit Hülfe einer „Combiuation" erreicht werden, welche mit 
Ausschliefsung der Weiber den Mannsstamm allein zur Sne- 
eession in alle unter dem Scepter des Königs von DXnemaik 
▼ereinigten Lande beruft. Zu diesem Behuf wird nun ein 
politisches Arrangement der merkwürdigsten Art vereinbart 
Das nach dem Königsgesetz begründete cognatiscbe £rb- 
leeht soll durch Yerzicbte auf die Prinaeesin Louise TOn 
Hessen, die Gemahlin des Prinsen Christian 7on Sohleswfi^ 
^ Holstein - Sonderbuig - Glflcksbnig übertragen werden; der 



*) 8. die Anlage 0, abgedmekt ans der Bdlage der Augib. AUg. 
Zeitong Tom 28. Nov. 1852 Nr. 881. 
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Kaiser von Rafsland will seiner Seits in einer freilich sebr 
bedingten Weise auf sein eventuelles Recht an den Herzog- 
tbttmem Schleswig - Holstein zu Gunsten des genannten 
Prinzen nnd seiner mftnnlieben Kaebkommen ans der Ehe 
mit der Prinzessin Lonise yerziehten. Anf diese Weise 
wird das Resultat erreicht, dafs beide fürstliche Personen, 
— die Prinzessin als cognatische Erbin in Dänemark, und 
der Prinzy ein jttngerer Sohn von dem jüngeren Zweige 
der Sebleswig-Holstein-Sonderbaigisefaen Linie, mit einander 
(eonjohiemeni) im Kaehfolge in die dftnisehe Honarehie Yom 
Könige von Dänemark designirt werden sollen. Der von 
ihnen entsprossene Mannsstamm vereinigt dann die Rechte 
beider Eltern. — Der Agnaten der jüngeren Königlioben Linie 
nnd ihrer durch den Bundesbeseblufs vom 17. Sepi 1846 
gewahrten Bechte wird dabei ansdrHeklich gar nicht ge- 
dacht, nur die folgende Stelle des Protokolls wird vielleicht 
auch auf sie zu beziehen sein. Sollten, heifst es hier, noch 
andere Erbyerzichte fttr ntttzlieh und wttnschenswertb (ftiiiei 
€i dinderMet) eniebtet werden, nm dieser Combination 
einen vollkommenen Erfolg zu sichern, so wird es dem 
Könige obliegen, solche Entschädigungen zu übernehmen, die 
als rechtsbegrUndet und billig anerkannt werden konnten. — 
£• wird endlich bestimmt, dafs die Verbandlangen, welche 
noibwendig sind, nm den „Arrangements'' den Charakter 
einer europäischen Uebereinkunft (d'une tramaction Euro^ 
pdenne) zu geben, zu London geführt werden sollen. 

Man siebt, die Politik des offenen Briefii trar in die 
rechten Hände gekommen« 
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S.3. 

. Die SteUung der Padflcenten. 

Für die weiteren Verbandlongen in London war nun mit 

dem Abschlufs des Warschauer Protokolls ein bestimmter 
Gegenstand gewonnen. Unter der Betbeiligung sämmÜicher 
GroDsmächte, so wie Dänemarks nnd Schwedens kam am 
8. Mai 1852 der Londoner Vertrag {iraüi) zu Stande^)» dessen 
Anfänge im ersten Entwarf des Londoner I^tokoüs vom 
2. Juni 1850 enthalten sind. 

Für die rechtliche Beurtheilung eines Vertrages, der nicht 
nnter die gewöhnlichen civilrechtlichen Contractsformen fällig 
kommt es aher vor Allem darauf an, die Stellnng, welche 
die Paciscenten in demselben einnehmen, genau zu bestimmen, 
damit man weifs, wer Promittent und wer Acceptant ist. 
Für den Londoner Vertrag ist dies um so mehr nöthig, da 
er anfallend schlecht redigirt ist, nnd es einer sorgfältigen 
Analyse bedarf, nm nur zn erkennen, wie es sich ttberhanpt 
mit den Personen der Paciscenten verhält. Diese Analyse 
wird dann auch für die späteren Ausführungen eine sichere 
Grandhige gewähren. 

A. Der Eingang. 

1. „Die fünf Grofsmäehte nnd derKOnig von Schweden 
hahen, in Betracht, dafs die Anfrechthaltang der Integrititt 
der dänischen Monarchie, als in Verbindung stehend . mit den 

allgemeinen Interessen des Gleichgewichts der europäischen 
Mächte, von grofser Bedeutung £Ür die Erhaltung des Frie- 
dens ist, nnd dais ein Arrangement^ durch welches die Sno> 
eession fllr alle gegenwärtig nnter dem Scepter des Königs 

von Dänemark vereinigten Lande (domaines) unter dem Aus- 

*) S. die AnL D, abgedroekt ans der Angsb. AUg. Zeitimg, Beil. 
in Nr. 178 rom 26. Juni 1869. 
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schlufs der Weiber auf die Hauptlinie tibertragen würde, das 
beste Mittel wäre, die Integrität dieser Monarchie za sichern 
(Sfuranür) — bescidosien, anf die Einladmig (dmnande) de0 
Königs You DSaemark einen Vertrag zn seblieiben; am den 
diese Ordnnng der Succession betreffenden Arrangements 
dnreb einen Act der europäischen Anerkennung ein neues 
Pfand der Stätigkeit zu geben." 

Hier sind die seolis Mächte dem Könige von Dl&nemark 
gcgenttber gestellt 

2. „Die hohen coutrahirenden Theile haben demnach 
ihre Bevollmächtigten ernannt; dieselben haben ihre Yoll- 
maekten ausgetausckt und richtig gefunden nnd sttmmtlick 
(jtout) die folgmiden Artikel angenommen.^ 

Da imter den Beyollmachtigten anek der des EOnigs von 
Dänemark ausdrücklich aufgeführt wird, und sie alle an dem 
Abschlufs des Vertrages Theil genommen haben, so gehört 
anek der EJUmg ?on Dänemark zu den oontrahirenden Tbeüen. 

B. Der Vertrag. 

Art. 1. „Nachdem der König von Dänemark die Inter- 
essen seiner Monarchie in ernste Erwägung genommen, und 
da er mit Zostinunung des Erbprinzen^ seines näehsten An- 
verwandten nnd naeh dem dinisdien KDnigsgesetae zur Naeh- 
folge berufen, so wie im Einverständnifs mit dem Kaiser von 
Rnfeland, dem Haupte der älteren Linie des Holstein -Gottor- 
piscken Hauses, seinen Wunsch erldärt hat, die Ordnung der 
Sneeession in seinen Staaten so zn regehii dalk bei dem 
Abgange des Mannsstammes in der direeten Linie KOnig 
Friedrich HI. von Dänemark, seine Krone auf den Prinzen 
Christian von Schleswig- Holstein- Sonderburg-GlUcksburg und 
dessen Nachkommenschaft ans seiner Ehe mit der Prinzessin 
Louise Ton Hessen nach dem Rechte der Erstgeburt, yon 
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Mann auf Mann übertragen werde: so Terpflichten sieh die 
hohen contrahirenden Theile, würdigend die Weisheit der 
AbBiohten, welche die Annahme dieser Combination herbei- 
gefthri haben, in gemenisamer Uebweinetimnuing (<f tm miw- 
mtm aecord) fllr dmi Fall, wo die in Anssicht genommene 
Eventualität sich verwirklichen kann, in S. K. II. dem Prinzen 
Christian von Schleswig- Holstein- Sonderborg-GiUcksbarg and 
Beinen bezeichneten männlichen Naehkommen das Becht, ui 
die Gesammtheit der gegenwärtig unter dem Scepter des 
Königs von IHlnemark rereinigteii Staaten za saccedken, 
anzuerkennen." 

In diesem, den Kern des ganzen Abkommens enthal- 
tenden Artikel, ist der KOnig von Dänemark unter den „h<rfien 
oontrahirenden Theilen** nieht begriffen. Denn die Weisheit 
sdner Absiebten kann er doch nicht selbst würdigen , nnd 
ein Saccessionsrecbt nicht anerkennen, welches durch ihn 
hergestellt werden nnd in der Person semes Nachfolgeis sieh 
verwürkliehen solL 

Art 2. „Die hoben oontrahurenden Theile, das Princip 
der Integrität der dänischen Monarchie als ein dauerndes 
anerkennend, verpflichten sich, die weiteren Eröfifnungen m 
Betracht zn ziehen, welche der £i^nig von Dänemark für gal 
befinden wud ihnen zn machen, wenn (was Qott yeriittte) 
der Ausgang der männlichen Nachkommen des Prinzen 
Christian aus seiner Ehe mit der Prinzessin Louise bevor- 
stehen sollte." 

Aach hier ist der König von Dänemark, dessen weitm 
ErOffianngen entgegen genommen werden sollen, unter den 

„hohen contrahirenden Theilen'' nicht begriffen. 

Art 3. „Es wird ausdrücklich angenommen, dafe die 
gegenseitigen Rechte und Pflichten des Königs von Däne- 
mark nnd des deatsehen Bondes^ die Herzogthflmer Holstein 
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und Lauenburg betreffend, Rechte und Pflichten begründet 
durch die Bundesacte von 1815 und das geltende Bundes- 
rocht (loi fMraU actuelle) durch den gegenwärtigen Vertrag 
keine Yeribidenuig erleiden." 

Hier let der KOnig Ton Dlomaik zngleidi Ftomitlenfc 
und Acceptant. 

Art. 4. „Die hohen contrahirenden Theile behalten sich 
das Becht vor, den gegenwärtigen Vertrag zw Kenntnifii der 
andern Mächte zn bringen, und isie zum Beitritt einznladen.'' 

Art 5. „ Der gegenwärtige Vertrag wird ratificirt und die 
Ratificationen werden in der Frist von sechs Wochen oder so 
bald als möglich ausgewechselt werden." 

In diesen beiden Artikeln iat aaeh der KOnig yon Däne- 
mark, deeeen Bevolhnächtigter den Vertrag mit nntersdirieben 
hat| unter den „hohen contrahirenden Theilen'^ verstanden. 

Also in dem ersten Abschnitt des Einganges stehen die 
sediB Mächte und der König von Dänemark einander gegen* 
Uber; ebenso im ersten und zweiten Artikel des Vertrages, 
in weldien nnter den contrahirenden Theilen der Letztere 
nicht mitbegriffen ist; im ersten und zweiten Absätze der 
Einleitung und Art. 3 — 5 ist dies aber der FalL Der Aus- 
dniek ^eontrahirende Theile^ wird daher in einem weiteren 
und einem engeren Sinne gebraucht; es werden bald alle 
Theilnehmer am Vertrage, bald alle mit Ausnahme des E5- 
nigs von Dänemark darunter verstanden. Dies führt zu fol- 
genden Erwägungen, nach welchen sich die Steliong der 
einzelnen Pamseenten bestimmen lälst 

L Nach dem Eingänge soll ein Vertrag geschlossen wer- 
den, aber zwischen welchen Mächten wird nicht gesagt, son- 
dern nur hervorgehoben, dals der Beschlufs auf die Einladung 
des Königs von Dänemark gefa&t sei Nun kann aber nach 
dem Obigen der Letztere m Art 1 nnd 2, welche tob der 



Digitized by Google 



16 



Anerkennung und beziehungsweise Ergänzung des neuen Suc- 
cessionsrechtes handeln, nur als Acceptant thätig gewesen 
seiiiy und die „ hohen eontrahirenden Tbeile^ Btehen ihm hier 
also als die Firomittenten gegenttber, so dafe ein Vertrag yor- 
Hegt, bei welchem sich Mehrere einem Dritten zur Anerkenn 
nung eines Rechtsverhältnisses verpflichten. 

• II. Ein solcher Vertrag kann in dreifacher Weise abge- 
schbss^ weiden. 

o) Als GarantieTertrag, indem die Promittenten die 
VerpflicbtuDg übernehmen, die von ihnen anerkannten Rechts- 
Tcrhältnisse gegen die Angriffe Anderer zu schützen. Eine 
Boldie Verpflichtung mnfs aber bestimmt und aasdrttckiich 
ttbemommen weiden; dne Veimnihmig dafür ist nicht be- 
gründet*). In dem Londoner Vertrage findet sieh davon keine 
Spur; denn wenn im Eingange, bei der Erwägung, dafs die 
Einführung einer neuen Successionsordnung das beste Mittel 
sei, die Anfrechthaltnng der Integrität der dänisohen Monarchie 
zn sichern, das Wort „garantur^ voikommt, so liegt es auf 
der Hand, dafs es hier nicht in der technischen Bedeatnng 
der Gewährleistung gebraucht ist. Wie verlautet, ist es der 
traditionellen Abneigung Englands gegen die Uebernahme von 
Gaiantien ssn verdanken, dafs der Vertrag nicht diese Trag* 
weite bekommen hsA**). 

b) Mehrere können sich einem Dritten gegenüber in der 
Art verpflichten, dais sie nicht nur g^en ihn eine Verbind- 
lichkeit ttbemehmen, sondern anch unter einander in ein 
BeehtSTerhaitnifis treten, durch welches fllr sie wechselseitige 
Bedite und Verbindlichkeiten entstehen. Die civilistische 

*) Vgl. Hoflter, das Eniop. Völkerrecht S. 179 und die dort ettirten 
Schrifliteller. 

VgL die Correspondens aus der Mark hi der Norddentaehen 
AUg. Zeitung vom 91. November 1868 Nr. 87S. 



Digitized by Google 



17 



Formel für ein solches Verbättnifs ist , daDs die correi auch 
socii sind. Hätten die Tbeiinebmer des Londoner Vertrags 
(die hoben contrahirenden Theile im engem Sinne) diee Ter- 
einharl^ so wttidea eie nieht nur als Einzelne dem Aeceptanten 
gegenttber lor Anerkennnng des neuen Sncoessionsreehts ve^ 
pflichtet sein, sondern jeder von ihnen hätte gegen die andern 
den Ansprach erworben, die Aofirecbthaltong des Vertrags zu 
forden. 

Dab ein solehes Abkommen nrsprflnglieb von einzehiett 
Tfaeilnehmem beabsichtigt worden ist, kann nicht bezweifelt 
werden. Nach Anl. A. sind za dem Entwürfe des Protokolls 
T. 2. Juni 1860 §. 4 zwei abweichende Fassungsvorsoblfige 
gemaebt worden. Der Eine wund als von Lord Palmerston 
Terworfen beseiehnet^ nnd lantet: 

„ — un gagc additioncl de stabilit^ en signant entre 
eiles une Convention destin^e ä confirmer le principe 
da maintien de rint^it6 de la monarebie Danoise." 
Die andere Formel als nook mit Lord Palmerston zu 
disentiren: 

„ — un gage additionel de stabilit6 en convertissant 
le präsent protocole en nne conrention qu'elies eigne- 
raient entre elles." 
Noeb denttieker tritt diese Absiebt fai der Seblnftbestim- 
mang des von Rufsland nnd Dänemark vollzogenen War- 
schauer Protokolls hervor, indem vereinbart ist, dafs die noth- 
wendigen weiteren Veriiandlmigen zn London statt finden 
sollen, — ffPonr donner anx arrangemaits — le earaetöre 
d'one transaetion Enrop^enne^ 

Allein davon ist in den Londoner Vertrag nichts Uber- 
gegangen. Die entscheidende Stelle findet sich im Art. 1, 
wo es heilst: „les hantes parties oontraetantes s'engagent d*an 
eommnn aooord^ — Es besteht eine Uebereinstimmmig, nnd 

2 
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eioe solche ist ooihwendig eine gemeinsame; aber sie ist 

niebt zu einer vertragsmäfsigen , die correi nnter einander 
bindenden gemacht. Die Verpflichtung gilt nur dem Ac- 
ceptanten gegenüber; anter den Promittenten findet eine Ge- 
meinsebaft der Ansohanangen nnd Motive statt, aber kein 
reehtliobes Band, welches sie nnter einander einigte, — keine 
„transaction commune", wie es im Eingange der Scblufs- 
acte des Wiener Congresses heifst. Keiner der Promittenten 
ist befugt, von den andern die Daner des „acoord^ in for- 
dern nnd zn erawingen; wo kein Vertrag ist, da ist aaek 
kein Vertragsbruch möglich. 

c) Wenn hier ein Vertrag mit einer rechtlichen Verpflich- 
tong eingegangen isl^ so kann es nar nnter den Promittenten 
ab eorrH ohne Soeietftt and dem Aceeptanten geschehen sein: 
das ist die stärkste rechtlidie Wiiknng, welche dem Üeber- 
einkommeu beigelegt werden darf. Dafa aber auch nur dieses 
erreicht werden sollte, ergiebt sich noch besonders aus fol- 
gendem Grande. Wenn ein völkerrechtlicher Vertrag abge^ 
schlössen ist, so wechsehi die Paciseenten nnter einander 
die Ratificationen ans, die „ratifieations r^ciproques ", wie es 
im Eingange der Schlufsacte des Wiener Congresses heifst 
Die in Art. 5 des Londoner Vertrags vorgesehene Auswechse- 
lang der Ratificationen hat an London stattgefandea, aber 
wie anch von Seiten der prenlbischen Staatsregiernng in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 1. Dec. d. J. bestätigt 
ist, nur zwischen Dänemark und den andern Paciseenten, 
nicht aber zwisdien diesen letzteren anter einander. 
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§.4. 

Der Inhalt des Vertrag 

Der Zweek des Londoner Vertrages ist im Eingänge an-' 
gegeben. Damit die Aufrechthaltung der Integrität der däni- 
schen Monarchie gesichert werde^ haben die sechs Mächte be- 
BohloBsen, einen Vertrag einzugeben, nm den Arrangements^ 
welche bestimmt sind, eine VerSndemng in dem dSnischen 
Thronfolgerecbt einzuführen, durch einen Act der europäischen 
Anerkennung ein neues Pfand der Stätigkeit zu geben. Za- 
erat ist nar Ton einem Arrangement die Bede, später Yon 
den ArrangemeniSy ebne dafii man aiebt^ ob diese als sebon 
ge t roffen oder erst in Aussieht stehend gedacht werden. Der 
Unterschied ist wichtig, weil es scheinen könnte, dafs erste- 
ren Falls die Arrangements des Warschauer Protokolls hier 
nebenher anr enroiiäisehen AnerlLennnng gehwgt seien. Allein 
gegen diese Anslegang spricht doch, dals ein solcher wichr 
tiger Act nicht verdeckt und in zweideutigen Ausdrücken 
vollzogen zu werden pflegt, und dafs im Art. 1, welcher erst 
den Vertrag selbst enthält, nur von einem Wunsche des 
Königs Ton Dänemark die Bede is^ die Suceessionsordnung 
in seinen Staaten auf eine bestimmte Weise zu regeln, und 
die Anerkennung nur auf das eventuelle Snccessiousrecht 
selbst bezogen ist. 

I. Das entscheidende Motiv fttr die ganze Vereinba- 
rung ist die Anfireebthaltnng der Integrität^ der däniseben 
Monarchie, welche mit den allgemeinen Interessen des euro- 
päischen Gleichgewichts in Verbindung gebracht und als eine 
Sache von hoher Wichtigkeit fttr die Erhaltung des Friedens 
bezeichnet ist Diese MotiTinmg, welche sich schon im ersten 
Sntwurf des Protokolls findet, Ist also beibehalten, und die 
im Warschauer Protokoll beliebte , welche den Frieden im 
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Norden und im oldenburgischen Hause an deren Stelle setzt, 
nicht berücksichtigt worden. Man erkennt hierin die Uehang 
der Diplomaten im Gebranohe gewisser pomphafter Pfaraseiiy 
welehe der Fürst Mettomteh mit so groCBer YirtnoeiOt sn 
yerwenden wafste und die noch jetzt in den of&ciellen Acten- 
stücken eine so bedeatende Holle spielen. In diesem Falle 
sind sie dazu bestimmt, den Broch des (öffentlichen enropili- 
selm BeehtSi den diese j^AnangemeDts^ vorbereiten soUen, 
zu yerdeeken, und es lohnt sich daher niebt der Htthe, auf 
eine Kritik der gebrauchten Gemeinplätze genauer einzugehen. 
Es wäre sonst ein Leichtes nachzuweisen, dafs das eoro- 
pltisdie Gleiofagewicht doch nnmöglich gewinnen kaao^ wenn 
der mssisi^e Einflals in Eopenhagen sieher gesteUt, nnd die 
ErhansprUche des kaiserlichen Hanses auf die Herzogthflmer 
Schleswig -Holstein durch das Wegdräugen der Agnaten des 
Sonderbargischen Hauses um Vieles drohender gemaeht werden. 
Wie aber der Londoner Vertrag den Frieden gesidiert- hal» 
das zeigen die Ereignisse, welehe in Folge dieser Vereinba- 
rung nach dem Tode König Friedrich YH. von Dänemark 
eingetreten sind. 

IL Indessen ist im Eingange des Vertrages die An^ 
reehtbaltong der Integritllt der dSnisehen Monarchie nur als 
ein Motiv für die Abschliefsung des Vertrages angefahrt, 
und im Art. 1 die Anerkennung auch nur auf das veränderte 
Snccessionsrecht bezogen worden. Anders scheint es sich 
dagegen im Art 2 zu verhalten. Hier rerpfliehten sieh näm- 
lich die sechs Mächte , fttr den Fall, dafe der Mannsstamm 
des Prinzen Christian und der Prinzessin Louise abgeht, wei- 
tere Eröffnungen des Königs von Dänemark in Betraclit zu 
liehen, — m recotmetkioni U prmeipe de fuU^griid de la mo^ 
noreftttf DanaUe eomme permoMni. Statt von der Anfteoht- 
haltung der Integrität wird hier von dieser selbst gehaa* 
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delt; sie wird als ein Princip und zwar als ein danerndes 
anerkannt: hier Bcheint also das, was im fiingange und im 
Att 1 ein Beweggrand für die Anerkmimnig des SneoeesiooB* 
lediles tot, Mlbel nun Gegensteade der Aneikeimang ge- 
macht zn sein. Allein dieser Auffassung tritt der Umstand 
entgegen; dafs auch die Worte: en reconnaissant le principe etc 
nur den Beweggrund dafür ansdrttokeD, dalk für den ange- 
Mnmenen Fall weitere ErOlftiiiagen des KitaiigB von Dlne- 
naik in Betimclit n sielien sind, vnd daA, weil dieser FMl 
in der Zukunft liegt, das Princip der Integrität als ein dauern- 
des gelten mofs. Im Eingange des Londoner Protokolls ist 
alierdii^ Ton der Aafreehthaltang des Frincips der Integri- 
tit der diatoehen Ifonaiebie die Bede; allein im §.4^ weleher 
den Act der Anerkennung in Aussieht nimmt, wird diese, 
wie im Eingange des Vertrags, nur auf die Arrangements 
bezogen. Es wäre also eine Ton dem frtlheren Gange der 
Veriiandhnigen abweichende nnd dem Eingange mid Art 1 
des Vertnigs selbst widersprechende Nenemng, wenn im Art 9 
das Princip der Integrität der Monarchie anerkannt würde. 
Es kommt aber hinzu, dafs die angeführten Worte dieses Ar- 
tikels das Motrr für dessen diq^itiven Tbeil bilden, nnd 
die ao eben beieielHiete And^guig dieser Worte sa der An- 
nahme nOthigen würde, dafs das Metir sngteieh zum Gegen- 
stande der Anerkennung gemacht sei, sowie, dafs Uberhaupt 
ein Princip, welches keine Thatsaohe ist, doch in diesem Fall 
als eine solche behandelt worden. 

Die Sache Utot sieh aber enfaeh, wenn man annimmt^ 
dafs das Wort reconnaitre im Art. 2 nicht in der technischen 
Bedeatang des völkerrechtlichen, vertragsmälsigen Anerken- 
nensi sondeni naoh dem gewöhnlichen Spraefagehranch an^ 
gewendet worden ist Dann gewinnt Alles den richtigen Sinn, 
nnd es wurd namenüieh der Anstofis gehoben, daAi ein so 
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wichtiger Staatsact, wie die YölkerrechUiohe Anerkennung, 
unmöglich so nebenher in einem Zwischensatze untergebracht 
sein ksam, ixunsA er ja in dieser Fassung weit mehr ent- 
halten wttrde, als die gaiae so mQluMun motivirte Aaetk^tk- 
nnog der SocceBBionsilndernng. 

III. Diese letztere ist aber auch nicht unmittelbar und 
bestimmt yersprochen worden. Die contrahirenden Mächte 
haben freilich die Weisheit der Absichten gewürdigt» welche 
den KQnig Ton Dttnemark hei der Annahme des Plans be> 
stimmt haben, den Prinzen Christian nnd dessen mSnntiehe 
Nachkommenschaft zur Succession zu berufen. Allein der 
Plan ist noch nicht ausgeführt, der König hat nur den Wunsch 
geänfoert^ die Snceession in seinen Staaten m der angegebe- 
nen Weise zn ordnen, nnd zu diesem Bdinfe sind erst Ar- 
rangements getroffen worden. (Es ist kaum möglich, für die- 
ses Wort in seiner eigenthUmlichen Bedeutung den richtigen 
deutschen Ansdmck zu finden; denn Vorkehrung, Maisregel» 
Iiinriehtang, Anordnung giebt es nicht genau wieder; am 
Ersten dttrfte noch Vorkehrung in der TJnbestimmtlieit des 
Begriffs den Sinn treffen.) Der König will femer die Succes- 
sionsordnung feststellen, ohne dafs eine Andeutung gegeben 
isty in welcher Form, durch welche bestimmte Handlungen 
dies geschehen soll. Wenn dte Httchte wih nun zur Aner- 
kennung verpflichten — dans le cos oA peut se produire Veven- 
tualite qui est en vue, so bezieht sich diese Eventualität frei- 
lich nicht auf das Zustandekommen der vom Könige beab- 
sichtigten Sttccessionsändemng, sondern auf den Fall, dafii 
der Ifannsstamm Ktfnig Friedrieh HL ausstubt; aber anch 
jene Voraussetzung der bereits vollzogenen Successionsände- 
rung muls doch als eine sich von selbst verstehende ange- 
nommen werden. Denn erst dann ist es Überhaupt möglich, 
ein Snceessionsiecht in dem Mnaen Christian aazneriLennen, 
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Unter diesen Umständen liegt es nnn in der That nahe, 
dafs man bei der Anslen^iing des Vertrages noch einen Schritt 
iraitor geht, und sn den nothwendigeii Vonniisetziiiigen der 
AaeikeiuiBog andi die redmet, dafii die FestsCettniig der 
Snccession dnreh den KOnig Ton Dftneiiiaik in leehtsbe» 
ständiger Weise, unter der Beobachtung aller für eine solche 
Mafsiegel wesentlichen Formen, also namentlich mit Za- 
atimmiQg de» deatBdieB Bandet, der bereohtigtea Agnaten 
«ad der betraffsnden'LandesTertretangen so Stuide gebraehl 
werden sollte. 

IV. Allein diese Auffassung, der man zu Ehren der 
neueren europäischen Politik gerne zustimmen möchte, läfst 
sieh doch bei einer imbefiugsoen PrUfimg des Vertrages nieht 
aafteelit Iwltai. Das Widerstreben der englischen Staats- 
männer, sich an dem Vertrage zu betheiligen, die zögernde 
Zustimmung Oesterreichs, die Proteste, welche der preuisisohe 
BefoUniäditigte nngeaehtet des geheimen Artikels smn Ber- 
Iber Frieden dem Yoiliahen aaftnga entgogensetite, — alle 
diese Momente weisen schon darauf Idn, daft es sich hier 
nicht um die Anerkennung eines regelmäfsigen und rechtlich 
unanfechtbaren Staatsaotes handelte. Der Umstand, dafs der 
SSnstinimnng der dentsehen -Oentialgewalt und bei dem Ab- 
sehlaib des Yertragea der deatsehen Bundesversammlung, die 
inzwischen reactivirt worden war, keine Erwähnung geschieht, 
ist hierbei nicht zu Ubersehen; es konnte femer der Lour 
doner Confereas nicht unbekannt geblieben sein, wie m dem 
Waisehaaer Protokoll mit dem Becht der Agnaten Terfahren 
worden, md wie man sieb die Stellung der Landesyertre- 
tnngen zum Vertrage dachte , ist vielleicht schon in der Be- 
zeichnung der einzelne Lande, welche unter dem Scepter 
des KiDoigs von Dänemaik Tereuiigt waren, als KiongUlar 
(ifsauMM») angedevtet Man ist ea fieilieh ein Gebot des 
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Sittengesetzes, dafs die Paciscenten in Verträgen kein Unrecht 
begehen sollen; aber dafs sie es nicht trotzdem wollen, 
sich wenigstens gleichgültig dagegen verhalten, kann nicht 
Yerhindert werden. Welchen reohflieheu EsSfAg eme aolehe 
Handlungsweise hat, ist fteüidi eine andere IVage, die so- 
. gleich erörtert werden soll; aber der Wille der Paciscenten 
als solcher wird dadurch nicht berührt. 

V. Dals die eontrahirenden MiUshte gende eine witt- 
küiliehei Terfassongswidrige Begelnng' der Sneoesskin ger 
wfinseht oder gewollt hahen, hraneht nidit angenommen ni 
werden. Aber sie mufsten sich sagen, dafs eine vollkommen 
rechtmäfsige nach den Intentionen des Königs von Dänemark 
sicherlich nicht zn erreichen sein wttrde; sie moisten wissen, 
worauf der in Warsdum vevahredete Fkn gerichtet war, — 
und wenn sie dennoch zur Anerkenn uug des so festgestellten 
Successionsrechtes sich verpflichteten, ohne allen Vorbehalt, 
so mufs man annehmen, dafs bei der politischen Combination 
die Beohtsfnge ihnen gleichgttltig hlieb: dab sie nOthigen- 
fhlls hereit waren, das ünredit sn stiliken nnd das Bedt 
zu beugen. Das hätte freilich durch einen Garantievertrag 
oder durch die Verpflichtung zur Anerkennung, die sie gegen- 
seitig nnd nicht blos dem Könige von Dänemark gegenüber 
Itbemahmen, mit grOÜbererWurknng geschehen können. Dafii 
die gemeinsame üehereinstimmnng den Act der europäischen 
Anerkennung doch nicht über die Verpflichtung einzelner 
Staaten, wenn auch der mächtigsten hinausführte, das 
s^wttchte allerdings den Ecfolgi abor das Unsittliche, Völke^ 
rechtswidrige des Vertrags wird dadurch nicht «nfgehohen. 
Derselbe hat nicht den Zweck gehabt, ein Successionsrecht 
zu schafl'en; aber er hat eine Successionsänderung ohne 
fittcksicht auf die BechtnüUsigkeit ihrer Bcgrttndnqg in der 
tfiafaüiAhiiAlMin Dnrehfühmnir sicher stellen sollen. Dafii 
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dem SaoeessioDsrecht (droit de sucMer) nichts Anderes ve^ 
staodtti woideDy Ittfirt sich naeh dem ADgeHthrton nklit wdil 
beiweiftlii. 

§.6. 

Der Vorbehalt des Artikel 3. 

Der YorMnlti wdeher aof das Yeriangen Osstomielis 
wieg«n der in der Budesaete mid dem geltenden Bondes- 
rechte begründeten gegenseitigen Rechte nnd Pflichten zwi- 
schen dem deutschen Bande und Dänemark gemacht ist, 
wird gewl>hnlieh als ganz bedentongslos angesehen. Allein 
eine solehe Anf&ssnng widersprioht den ersten Begeln der 
juristischen Anslegang nnd darf erst dann Air gerechtfertigt 
gelten, wenn es sich als unmöglich herausstellt, den Worten 
einen anderen Sinn als den einer blofsen Phrase abzuge- 
wioneiL Hnn enthilt das Bnndesreeht (foi fidMU) den In* 
begriff aNer Beehtsnormen, welche Air das Verhiiltaifii der 
einzelnen Bandesglieder zum Bunde bestimmend sind. Be- 
kanntlich sind aber in den Verhandlungen, welche von Oester- 
reieh nnd Preniseii Namens des Bnndes in den Jahren 1861 
■nd 1852 mit Dänemark gefthrt worden, gewisse Beebte 
für die Herzogthtlraer Schleswig nnd Holstein stipulirt, und 
diese haben in dem Erlafs des Königs von Dänemark vom 
28. Januar 1852 eine ansdrttdüiche Anerkennung gefunden. 
Aoeh diese Vereinbarongen konnten also doreh den Vor- 
behalt des Art 8 gewahrt und in den Vertrag rom 8. Mai 
aufgenommen scheinen. 

Allein dieser Auslegung stehen doch erhebliche Bedenken 
entgegen; es kann namenflioh dawider eingewendet werden, 
dafii der Vorbehalt Ton Oesterreieh bereits im Jahre 1850 
genaoht nnd jene VerehibaruDgen erst in der Sitiaiig yom 
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29. Juli 1852 von der Bimdesversamnilung: ratificirt worden 
sind, dals sie also am 8. Mai bei Abscblufs des Vertrages 
noch Dieht znm geltenden Bnndesreebt gehörten. Hat aber 
der Art. 8 nicht die oben angegebene Bedentang, so folgt 
daraas, dafs unter dem geltenden Bnndesreebt das vor dem 
Aasbrueb des Krieges geltende Eecbt, dem der König von 
Dänemark als Herzog von Holstein stets nnterworfen geblie- 
ben war, verstandeii werden mnfS^ — also aneh der Bundes- 
besohlnfs vom 17. Sept 1846, dessen Geltung, soweit er nfdit 
durcb den Bundesbeschlufs vom 29. Juli 1852 abgeändert 
worden ist, überhaupt nicht bezweifelt werden kann. 

* 

§. 6. 

Bifi Siehtigkeit des Yerfcmges. 

Die Frage; ob und in wieweit der Londoner Vertrag 
reohtliehe Wirkungen haben kann, bezieht sieh nnr anf die 

Stellung der Paciscenten. Denn dafs diese in keiner Weise 
befugt waren, über die Rechte Dritter, tiber welche ihnen 
keine Yerfilgiing zustand, ein Abkommen zu treffen, welches 
die unmittelbar Betheiligten in irgend emer Weise binden 
konnte, bedarf keines weiteren Nach weises. Was aber die 
Paciscenten selbst betrifft, so hat freilich angenommen wer- 
den mllssen, dafs sie sich Uber die Bedeutung der von ihnen 
getroffenen Vereinbarung klar gewesen sindi und dafs die 
sechs eontrahirenden ICfiehte namentlich dem Könige von 
- Dänemark gegenüber die Verpflichtung übernommen haben, 
das von ihm dem Prinzen von Glttcksburg eingeräumte Suo- 
cessionsrecht in dessen Person anzuerkennen. Insofern nun 
jeder Vertrag auf der freien WiUensbestimmnng der Paeisoen* 
ten fkir sich und auf der UeberemstimmuDg, dem Gonsenaos 
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anter emander beruht, so liegt auch Air den Londoner Ver- 
trag das wesentliche Erfordemils seiner Gültigkeit vor. Allein 
der Wille ist nur das Eine, snbjeetive Moment des Ver- 
trages; es iniift noch) damit er mit reckflieher Wiikung gel> 
ten kann, ein anderes, objectives Moment hinzukommen; 
der Vertrag mufs einen Inhalt haben, und zwar einen solchen, 
der mit der natttrliehen und sittlichen Wdtordnnng nicht in 
Widei^imeh stellt EinVertiag^ weloher sa einer nnsittlidiea 
Leistung Terpflielitet, ist wie die Juristen sagen, sittlich un- 
möglich und ebenso wenig rechtsbeständig wie derjenige, 
welcher einen physisch unmöglichen Gegenstand hat. Die 
Beschaffenheit des Inhalts heht dann die obligatorische Wir- 
kung des Vertrages auf, madit ihn niditig, und derjenige^ 
welcher die Erfüllung verweigert, bricht seine Treue nicht, 
sondern unterwirft sich dem höheren Gebote der Sitte*). 
Dieses allgemeine Frincip findet nicht nur im Privatrecht 
seine Anwendung^), sondern aneh im Völkerrechl^ wetobes 
ttbeikaupt ftr die Verträge und die aus denselben «itsprin- 
genden Verbindlichkeiten eine freiere Auffassung hat, als 
das unter den Kegeln der formell bindenden Rechtsgesetze 
stehende Privatrecht Für den Deutschen, wdeher auf den 
Bnf der Treue mit Beeht stols ist, geuemt es sich gewib 
am wenigsten, die Heiligkeit der Verträge anznfeehten, und 
aus Nützlicbkeitsgrtinden den Bruch derselben zu rechtferti- 
gen oder zu entschuldigen; aber gerade der sittliche Ernst^ 
der sich der vollen Bechtspflicht gegen Andere bewnist ist. 



*) VgLStihl,Beelitft-nad8ttald«hMfi.6&66.--Tkendflkiibuig, 
Nitoireeht 1. 107. 

**) h,LO, de inntiUb. stipiiL ^ 89) — eam onmia, qoae oQoim 
bonos notm vd ia psetom vel ia «I^Meneia dodnenntor, nnlliiu 

nUHBOBtt ifalti 
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hat den Beruf, den inneren Gehalt der Handlangen vor der 
ünfserliGhen Werkheiligkeit in Schatz zu nehmen*). 

Das VOlkeneeht bat nim aneh die FflUe, in denen en 
Vertrag wegen seineB nnsHfliehen Inhalte Air nielitig an halten 
nnd die Verweigerung der Erfüllung kein Treubruch ißt, ge- 
nauer festgestellt, and rechnet namentlich dahin, wenn die 
ttbernommene Verpflichtong einen Treabrach, dieVerietanng 
ifltefer, noeh bestdiender Yeiblndliehkeiten gegen Dritte en(- 
hSk, oder wenn kraft des Vertrags die Reehte enies Dritten 
verietzt werden sollen**). Prüfen wir also, ob und inwiefern 
der Londoner Vertrag unter diese Kategorien föllt 

Es konunt hierbei anvi^rderst der eigenthtlmliehe Um- 
stand in Betfadit, dalb die Natur der von den eontnhiren- 
den Mächten flbemoinmenen Verbindliehkeit sich bei dem 
Abschlufs des Vertrages noch nicht genau übersehen liefs. 
Wenn der KiJnig von Dänemark die Staatssuccession in toU- 
kommen reeht- nnd ▼ertomngsnU&rsiger Weise ünderte, so 
lag kein Grand yor, die Erfüllung des Vertrags zn Terwei- 
gern; wenn aber das Gegentheil statt fand, dann war das 
Versprechen der Anerkennung nicht ohne eine Verletzung 
des Beehts- nnd Sitteqgesetzes sn erfüllen. Schon die Mtfg» 
lidikeit eines solchen Ansgangs, wekhe dvreh keinen Voi^ 
behalt amigesehlosseo, ja wahrseheinlieh von Anihng an ins 
Ange gefaist war^ hebt die Bechtsbeständigkeit des Lon- 



•) Keiner fndtrt enlsehiedener die Treue Ar vOlkeneohfUohe 
Vertilge als Vsttd, ja er ist von Pinheiro Fenein deswegen als ein- 
■eittg getidelt woideiii aber amh er eifclirt (drdt des gens Uy. 
ehap. 19^ %, 161) -~ nn trailS fidt ponr caaM fa|)iule oa dAahomiMe est - 
abflolnniaiift nid, penoane ne pomat i*engager A füre des ohoees eon- 
andres 4 la loi aatareUe. 

**) V|^ BieAer, Barop. VOlkeneeht 1^ 88 nnd die dort sage* 
fahrten SehtiftsteOer. 
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doner Vertrages auf; gegenwärtig, wo es klar vorliegt, wie 
die Successionsänderung von dem Könige von Dänemark 
doiohgeflüirt woideiii kann ttber die Niehti^eit kein Zweifel 
bestehen. Denn es sind die Beehte des dentschen Bandesy 
der Herzogthtimer und der Agnaten dabei verletzt worden, 
und wenn die Mächte jetzt noch den auf diese Weise zur 
Soooession gelangten Prinsen Ton Glticksboig anfserhalb 
DtoemaAs als Thionfolger aaeikenaeni so maehen sie sidi . 
SQ Müsehiildtgen eines Attentates gegen das in diesem Fall 
von Ftlrsten und Völkern gleichmärsip: angerufene Princip 
der Legitimität und das wiegt für Oesterreich und Preulsen . 
nm so sehwefer, weil ihnen aa&erdem nooh der Bmoh be- 
sonderer and MUerer Yerpfliditangen Toigeworfen werden 
künnte. 

I. Durch das vom Könige Friedrich VII. publicirte 
Thronfolgegesetz vom 31. Juli 185S ist das Recht des dent- 
sehen Bandes veiletzt, weil es sowohl die in dem Bandes^ 
besoUntb vom 17. September 1846 ansdrileklieh gewahrten 
Rechte der Agnaten als auch die Machtvollkommenheit des 
Bundes selbst beeinträchtigt hat Denn wenn der Bund auch 
Uber SneeessioDSstreitigkeiten in regierenden dentsehen Fttr- 
stenh&nsem keine riehterliehe Gewalt hat, so ist dodi 
die Bandesversammlnng allein befugt zn bestimmen, wer zu 
den Bundesgliedem gehören soll*); ihr allein steht es femer 
zu, über die Legitimation der Bondestsgsgesandten und also 
mittelbar aneh Aber die Aneckennnng der Qewallgeber tu 
entsehelden. Erwigt man dann noeh, dalk es sieh im vor- 
liegenden Fall um die Wahrung eines deutschen Interesses 
gegen das in dem Thronfolgegesetz zur Geltung gelangte 
dänisehe handelt^ und da(s Letateres in dentsehen Landen 



•) W.S.A. Art. 6. 18. 10. 
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gewaltsam durchgesetzt werden soll, so ergiebt sich die Be- 
reobtiguDg des Bundes aas dessen allgemeinem Zwecke von 
lelbst*). — Zwar ut der Bund aomittelbar sieht zu diier 
Binwiikiing auf die SneoesaioiisverhiUtniBse im Hersogtinim 
Sefaieswig bemfen. Aber da es iiaeh Landes- nnd Hansredrt 
keine holsteinische sondern nur eine schleswig-holsteinische 
Staatserbfolge giebt, und da der Bond das Kecht Holsteins 
. auf die gleiehe Saecesaionsordnmig mit Sebleswi^^ als das 
Beeht eines deatseben Bandeslandes gegea Verletxnng nt 
schützen bat: so ist die mittelbare Einwirkung des Bundes 
auf Schleswig in diesem Fall nicht blos nach dem Völker- 
recht sondern auch nach dem Bnndesceeht begründet. £s 
mofii dabei ansdrtteklidi bemerkt werden, dafo der Besehlnfii 
des Bundes yom 29. Jnli 1852 so wenig wie die in seinem 
Namen geschlossenen Stipulationen auf die Staatserbfolge in 
Schieswig-Uoistein sich beziehen; der Bund auch dem Lon- 
doner Vertrsg nicht beigetreten ist, nnd der Bandesbesehlais 
vom 17« September 1846 in dieser Besiehnog also urrer- 
indert fort besteht. 

II. In allen monarchischen Staaten, welche sich ver- 
fassungsmäfsig begründeter Kechtszustände erfreuen , ist es 
ein fester BechtsgrandsatK, dafo eine Verinderong der Staats- 
saeeession nicht allein die Angelegenbeit des regierenden 
Hauses ist, und von dem Souverain nicht einseitig angeord- 
net werden kann. Es bedarf dazu der Zustimmung des 
Landes, welche naek germanischer Bechtsordnang nicht darcfa 
die If^oritltt aller Staatsbttiger {tuffrage mm9nel\ sondern 
dnreh den Beschlais der verfassangsmäfsigen Landesrertre- 

B. A. Art 2. »0er Zweck deiMlben (dee dentMheii BandeB) 
ist: Erhattang der in&erea vnd inneron Sieherbelt DentsdilAnds» nnd 
der üiuibhSDgigkeit und ünverletsbarkeit der einselnen denfMbea 
Stuten.« 



Digitized by Google 



31 

toDg erfolgt. AiMh naefa dentsehem Staatweeht gilt dieser 
Rechtsgrundsatz, welcher von Allen wird vertheidigt werden 
müssen, die in der Monarchie nicht blos ein einseitiges 
HenaohaftsTerbäUaifSy iODdera ein Band sittlicher Qemein- 
sebaft zwiselien dem Volke nnd den Herrseheriianse eikennen. 

Für den dänischen Keichstag hat der König Frie- 
drich VII. dieses wesentliche Erfordernifs einer verfassungs- 
mäfsigen Saccessionsänderang gewahrt. Die Königliche Bot- 
schaft jom 4. Oetober 1852 hat dessen Zastimnumir erfordert 
lad erst nachdem sie erlangt war, ist das Throafolgegesetx 
vom 31. Juli 1853 erlassen worden. Das dänische Volk also, 
welches erst seit wenig Jahren seine im Jahre 1660 frei- 
wüBf; anfgegehene politische Freiheit wieder erhuigt hat, ist 
gewürdigt worden, seine entscheidende Stimme in dieser 
Angelegenheit abzugehen; dagegen ist den Herzogthllmem 
Schleswig- Holstein und Lauenburg keine Gelegenheit ge- 
boten, das gleiche Hecht auszuüben. Und doch hat nament- 
lich Schleswig^Holstein einen alten geschichtlich begründeten 
Ansprach anf eine solche Betfaeilignng bei der Soecessiona- 
indening. Denn der schleswig-holsteinische Landtag hat mit 
dem Stammvater des oldcnburgischen Hauses den Grand- 
Tertrag von 1460 abgeschlossen, welcher den Rechtstitel für 
seine nnd des Hauses Herrschaft in jenen Landen bildet 
Es ward ansdrtteklich vereinbart, dafs nnr die Wahl der 
Stände den Küiiig Christian von Diincmark zur nerrschaft 
berufen habe, und dafs auch unter seinen JSachkommen auf 
dieselbe Weise der Nachfolger in die herzogliche Würde 
bestimmt werden solle. Knn ist das landständische Wahl- 
leeht fireiUeh dem vollen fttrstUehen Erbrechte erlegen, aber 
nicht im Wege der Usurpation; als die Stünde es nicht mehr 
aufrecht erhalten konnten, ist es vertragsmiUsig und in einer 
bestimmten fiesehrttnknng von ihnen aoij|;egeben worden. 
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Auf dem im Jahre 1616 za Sobleswig abgehaUenen Land- 
tage einigte man sich dahin, für das Wahlrecht das Erst- 
geburtsrecht eintreten zn lassen , („jedoch den Punciwn 
EUeHam$ Torinserirter Erklänug naeli ad Jtu Frimogmd' 
imw redneiret'O- Primogemtaroidniuig aber ist die leine 
agnatische LinealerhfolgC; und diese ist die verfassnngs- 
mäfsige Grundlage der schleswig-holsteinischen Staatssucces- 
sion geblieben. 

Die Sehletwig-Holateiiier nehmen aneh geg^wirtig kein 
Wahlrecht in Anspmeh; aber sie wollen sieh ihr naoh Erst- 
gebnrtsrecht berufenes Fürstenhaus nicht durch einen Act 
der Willkür entziehen lassen; sie segnen die Fügung, welche 
den Knoten, der im Jahre 1460 geaehttnt ward, im Jahre 
1868 wieder gelM hat 

m. Wenn der Londoner Vertrag aufrecht erhalten wird, 
ßo tindet endlich eine oflfenbare Verletzung des Rechts der 
Agnaten statt. Denn nach der in den deutschen souverainen 
Httoaem geltenden mmcmno paeio et pmoidenOa mmarmn, 
d. h. nach dem Prineip der Legitimitilt haben die einzefaien 
Erbberechtigten ein wohlerworbenes Recht auf die Nachfolge 
(Successionsrecht), und zwar in der Reihenfolge, in der sie 
bemfen werden (SaeoeBaionaordnnog). Nor mit ihrer Za« 
stimmaiig kann ehie reohtbestandige VerSnderang dieses Ver- 
hältnisses eintreten; m Wahnmg desselben gegen wider- 
rechtliche Eingriffe bedarf es nicht einmal der Proteste der 
Verletzten, welche nur notbwendig sind, wenn ihre Unter- 
lasf nng auf einen stiUsehweigenden Verzieht sehlielsen lassen 
würde. 

Das gute Recht der Augustenburgischen Linie auf die 
Staatssuccession in iScbleswig -Holsteini nachdem der Manns- 
stamm der älteren KOnigliohen Linie ansgestorben, ist schon 
wiederholt in so ftberzengender Weise nachgewiesen mideiii 
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dafe ich hier die dafür «preolieikden Gründe nielit zu wied^dea 

brauche. Nur die in neuester Zeit mit so emsiger Beflissen- 
heit herumgetragenen Bedenken gegen die Saocessionsfähigkeit 
der Mitglieder dee AngaBtenbargisehen Hauses wegen maa- 
gehider Ebenbürtigkeit mOge hier karz berührt werden. Naeh 
der strengeren Ansicht nämlich, welche ich für die richtige 
halte, ist nach dem deutschen PrivatfUrstenrecht die Ehe 
mit einer nicht ebenbürtigen Dame eine MUsheirath, and die 
aoB einer solehea Ehe geborenen Kinder smd nieht snoces- 
sionsfUhig. Unzweifelhaft aber ist es, dafs das Erfordemüb 
der Ebenbürtigkeit nur die Regel für die deutschen souve- 
rainen Häuser bildet, dals diese Regel aber in den einzebien 
Hi&Qsera ditreh HaosgesetZi Observanz und Anerkenming 
softer Kraft gesetzt sein kann. Dies ist nnn 4n dem olden- 
hnrgischen Hanse durch Observanz geschehen*), und die . 
Saccessionsfähigkeit der Augastenborgischen Linie daher nicht 
zu bestreiten. 

§. 7. 

Der Yatragsbnieh von Seiten Danemarfak 

. Aas den angeführten Gründen ist die Verpfliohtong der 
Qontrahurenden Mächte und namentlieh Oesterreidis ond Preor 
Ibens ans dem Londoner Vertrage für nichtig za halten und 

die Erfüllung desselben, also die Anerkennung des Prinzen 
Christian von GlUcksburg für diejenigen Lande, in denen 
nicht die Erbfolge des dänischen KOmgsgesetzes gegolten 
hat, zn yerweigem. Aber selbst wemi die Beohtsbestündig- 
keit des Vertrags an und für sich angenommen werden 
müfstei so liegt doch für Oesterreich und rreaisen ein 



*) Vgl. die Naohweifmigeii bei ZOpfl, die MiAheiralhen. 8. llOff. 

S 
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Grand Vory mlk yon demselben loBsnsageD, nSmUflb d«w Yei- 
tragsbruch von Seiten Dänemarks. 

Es ist oben (§. ö) erörtert worden, ob der Vorbebalt 
In Art 3 des Vertrags auch die Vereinbarnngen befa(si» weldto 
iQ den Jabren 1851 und 1852 zwischen dem dentschen 
Bande nnd Dänemark in Beziebang auf Schleswig -Holstein 
eingegangen worden sind. Aber wenn man dem Vorbehalte 
auch diese rechtliche Bedeutang absprechen mofs^ so stehen 
dooh aas einem ändern Grande jene Verbandlangen in einer 
nnmittelbaren Beziehung zn dem Vertrage, and die vön 
dem Könige von Dänemark übernommenen Verpflichtungen 
werden für eben so bindend angesehen werden dtlrfen, als 
wenn sie im Vertrage selbst stipniirt wären. Denn es ergiebt 
sieh ans dem Gange der Verbandlangen, weldie in den 
Jabren 1851 and 1853 gleichzeitig zwischen Dänemark und 
Oesterreich und Preufsen Namens des deutschen Bundes Uber 
die Verhältnisse Schleswig- Holsteins, sowie zwischen Däne- 
mark nnd Oesterreich and Preafsen im eigenen Hamen über 
deren Beitritt znm Londoner Vertrage geführt wnrden, dafs 
zwischen beiden Verhandlungen ein innerer Zusammenhang 
bestand, und dafs der Beitritt Oesterreichs und Preufsens 
Eom Londoner Vertrage von der ErfUllnng der tou Dänemark 
fUr die Herzogthttmer gemaditen Zasicherangen bedingt war. 
Dafe man von Sehen der paetirenden lOtebte die Sacke so 
auffafste, ergiebt sich aus dem Erlafs des dänischen Ministers 
Bluhme vom 6. Dec. 1851 und aus der Antwort des Fürsten 
Sohwarzenbeiig Tom 26. Dec 1851 , welche in der Anlage 
diesen Punkt besonders hervorhebt*). Dieselbe Aaf&ssoqg 

*) S. Sehletwig-Holatefais Gegenwart im Ittn 1864 (Jena 1864) 
Anl. B nnd (7. VgL die Bede des vormaUgen Müüsten Blnhme vom 
13. Nov. 1868^ wehshe die Noidd. Allgem. Zeitang vom 39. Nov. d. J. 
Nr. 279 ii^tllnfli 
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bat die preüfsische Staatsregicrung in der Sitzung des Ab- ^ 
geordneteubanses vom 1. December d. J. als die Ihrige an- 
eikaimt 

Dieee Stipulationen ' m ChinsteA Sebleswig- Holstein«^ 

welcbc die Prociamation des Königs von Dänemark vom 
28. Januar 1852 zasammenfarste, und welcbe die Grundlage 
dea Bandesbesehlnaees vom 29. Jali 1852 bildeten, waren also 
die VoranssetBiiQgen, unter denen Oesterreieh and Prenlsen sieh 
bestimmen liefsen; dem Londoner Vertrage vom 8. Mai 1852 
beizutreten und sich zur Anerkennung des Prinzen von Glücks- 
baig za yerpfiicbten. Solcbe wesentliche Vorausseteungen 
ab^, wolehe den Witten der Oontrahenten bestimmen' ntid 
Ittr den Absehlnfs eines Vertrages entsebeiden; geboren/ ancfh 
Wenn sie nicht ausdrücklich in den Vertrag selbst aufge- 
nommen sind, doch za dessen Inhalt, so dafs ihre KrHillung 
als eme TBrtragsmftlsige gefordert werden kann, nnd ihre 
Nichterfminng dieselbe Wiiknng wie die emer ansdrttoklidien 
Verabredung hat*). 

Dafs nun von Seiten Dänemarks die in Beziehung auf 
die Herzogtbümer übernommenen Verpflichtungen niobt erfüllt 
sind, ist notorisch. In Sehleswig hat sieh die Verletsong der 
deutschen Nationalist in Sitte, Sprache, KIrehe nnd Sebnie 
bis zum Unerträglichen gesteigert, in beiden Landen ist die 
finanzielle Ueberbllrdung, die Beeinträchtigung der landstän^ 
disehea Bechte klar herreigetreten, nnd hat in Beziehung 
anf Holstein die deotsebe Hnndesversanunlnng schon längere 
Zeit besebUftigf. Dann ist dnreh die K. Verordnung vom 
30. März d. J. die rechtliche Stellung Holsteins von Grund 

erscbttttert worden und die am 18. Noy. vom Könige 



*) Windscheid, die Lehre des rümischea Hechts von der VonUM- 
Setzung S. 108. ..' ^ 
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Christian IX. sanctionirte Incorporation Schleswigs in Däne- 
mark hat den Umstarz alier verfassaDgamlirsIgeii Verhältnisse, 
deren Anfreehfhaltang ansdrttoklich yerheifeen war, herbeige- 
fthrt Die Frage ist nicht mehr, ob einVertragsbrnch Ton Seiten 
Dänemarks vorliegt, sondern welche rechtliche Folgen damit 
verbanden sind, — ob namentlich Oesterreich und Preuiseu 
dadurch das Beoht erhalten haben, nnn anch ihrerseits vom 
Londoner Vertrage, dessen wesentliche Voraussetzung weg- 
gefallen ist, zurückzutreten, oder ob sie nur ein Zwangsrecht 
auf Erfüllung gegen Dänemark haben. 

Das Vl^lkerreeht giebt hierauf eine Entscheidung, wekfae 
schon Hugo Grothis bestimmt formnlirt bat*), nnd welche 
als allgemehi anerkannte Bechtsnorm gilt. Der Vertragsbrnoh 
des einen Theils giebt dem anderen Theile die Wahl, ob 
er die Erfliiiang erzwingen oder auch seinerseits von dem 
Vertrage znrttektreten will**). 

*) De iure belli et pacis lib. II. cap. lö. §. 15. „Si pars una fedos 
Tiolaverit, potcrit altera a federe diacedere: .nam capit» federis aiogula 
eonditionis v im habent." 

•*) ef. Vattel, droit des gens Uv. U. chap. 13. $. 200. „Lea tnutte 
eonÜeiMieiit des promeBses parfirites et lödpioqnes. Si Tun des allite 
uanqne ä ses eogagements, l*aiitre pent le oontiaiiKlra A lee rempiir; 
o'eet le droit qne donne nne piomeBae paifidte. Mab s*fl n*a d*antie 
Yoie qne eelle des annee ponr oontraindre nn aUiö 4 garder aa paiole^ 
fl lui est quelqnefois plns ezpödient de se dögager anssi de ses pio- 
nessee, de rompro le tiait6; et 11 est indnbitablement en droit de le 
ftlre, ii*ayint rien promis qne eons la eondition qne son alUö aoeom« 
pUnit de son tiM tontes les choses anzqneUes il i^eet obUgA. L'alliA 
000086 oa le Ueö dans oe qni ftH Fotjet da ttM, pent donc ehoisir, 
Ott de eontnundie an infidöle ä rsnpiir ses engagements, oa de dfi- 
claier le traitö lompu, par Tatteinte qoi 7 a 6t6 donnto. Cest ft la 
pradence, 4 nne sage politique de lai dieter dana Toeeasion oe qa'fl 
aora i fidie.* e£ Befller, Eaiop. VOlkeneoht §.98. 
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§.8. 
Schlufi. 

Idi flu»e das Ergebnüb dieser ünteisadimigen in folgen- 
den Sätzen sosammen; % 

I. Der Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 hat nur die 
einzeluen mit Dänemark contrahirenden Mächte zur Anerken- 
nung des Prinzen Cbristian Ton Glttcksbuig yeipfliehten 
sollen. 

II. Ueber eine völkerrechtliche Anerkennmig der Inte- 
grität der dänischen Monarchie ist nichts vereinbart worden. 

III. Der Londoner Vertrag ist in sieh nichtig » weil er 
die Bechte Dritter — des dentsehen Bundes» der Hersog- 
thttmer und der Agnaten — yerietzt; er ist es fttr Oestmeieh 
und Preufsen noch besonders , weil er beide Mächte zum 
Bruch älterer Vertrngsverbindlichkeiteu verpflichten würde. 

IV. Die Vereinbarungen, welche in den Verhandlaiigen 
von 1851 nnd 1852 in Betreff der Herzogthttmer Schleswigs 
Holstein getroffen worden sind, bilden ftlr Oesterreich und 
Freoisen eine wesentliche Voraussetzung ihres Beitritts zum 
Londoner Vertrage. Selbst die Bechtsbeständigkeit desselben 
Yoransgesetsi^ berechtigt der Vertragabmoh von Seiten Dine- 
marks Oesterr^eh und Freoften, von dem Londoner Vertrage 
zurUckzutreteD. 
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Grande -Bretagne snr la base des pr^liminaires arret^a ä Bnttüp 
parviennent k une conclusion prochaine. 

§ 4. Lorsqae ce büt Mu» attoint, les dites paiasaiicea 
ae r^rvent de m eoncerter entro-elleii afin de dooner ans rt- 
mttate de eette piiz im gage nenveav de itabilitf tau y domuuit 
radhMoB des pniManeee nunieiitioiiiite*). 

n est eoBTenu quo eette d^MratioB am Uen k Lendres^ 
et qve les dites pnissanees nraniront k cet effet lenrs röpr^sentaus 
des pleiiu3-pou7oir8 n^cessaires. 



PROTOCOLE 

DE LA COMF£RENC£ T£NU£ AU FOREIGN OFFICE LE 2 AOUT 1860. 



Präsents : 
Les Pl^potentiaires: d'Autriche, 

de Dänemark, 
de France, 

de la Grande Bretagne, 
de Rassie et 

de 8iiÄde et de Ker?^ 
8. IL rEmperaor d*Aiitriehey le Pttetdent de la BÄpnbliqiie 
Fran^ise; 8. M. la Beine du Boyanme Uni de la Grande Bretagne 
et dlrlande, 8. H. le Bei de Prasse, S. M. FEmperenr de toutes 

les Russies et S. M. le Roi de Su6de et de Norv6ge, considörant 
que le maintien de l'integrite de la Monarchie Danoise, lie aux 
int^rets g^n^raux de T^uilibre £arop6en est d*une haute impor- 
tance ponr la conservation de la paix, ont r^solu, k rinvitation 
de 8. IL le Bei de Dänemark, de oonstater le parfait aeeord qni 

*) 1. Variante mjetee par Lord PalmcrstoQ : im gage additionnel de stabilite es 
•ignaot carini «Um «ne eomwatloa destinte k eonfinier le princip« dn nudoUen d« 
rinltgriti de I* nmianide Daaoise. 9, Varitnle pea eneore dieestie itfec Locd Fei- 
nenton: im gige addilionel de stabilite en eoiiTeitiMaBt k pf^tent protoeole ea 
me eeavinllea qpi*ellee jigaenttort eabre eOei. 
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BobBiste entre Lenrs C&binets quant au maintien de ce principe, 

et autorist^ Lcurs Pl^nipotentiaires röunis en Conference k ömetire 
en iiear nom la döclaration ci-aprös: 

§ 1- 

Le unanime des dites PnisaanoeB est qne Tötat des 
poflseBBions «etaeUement i^nniea aona la dominatloii de 8. M. Bft- 
nolae sott inainteiiii daos son int6grit6. 

§ 2. 

En cons6qaence elles reconnaissent la sagesse des vnes, qui 
d6terminent S. M. le Roi de Danemark ä regier eventuellement 
l'ordre de succession dans Sa Royale Maison, de mani^re ä fa- 
oiUter lea airangements au moyen desqaels le but ci-dessus men- 
tionnö poarra dtre atteint sans älterer les relattons du Daohö de 
HolstaiB avee la Ooiifödöration Gtermanifae. 

§ 9- 

Elles se f<61idteiit, que les a^goelattoiis eirales h Berlin 

BOUS la m^diation de la Grande Bretagne aient ä6}k amend la 
ßignaturo d'un Trait^ entre le Danemark et la Prusse en son nom et 
au nom de la Confödöration Germanique, Traite qui, elles en ont 
le forme espoir, aura pour r^sultat le rötabUssement de la paix« 

TenUuit de lew manifester dte-ä^pi^sent lenr dMr de 
fteiliteTi en antant qii*U peat d^pendre d*elles la eonelnsion des 
arrangements mentionnös dans Pari II dn präsent protocole , les 
dites Puissanees Be r^servent de se concerter entre elles afin de 
donner k ces arrangements un gage additionnel de stabilit^ par 
un acte de reconnaissance Europeenne. II est convenu, que cette 
dölib^ration anra Uen k Londres et que les dites Fuissances mu- 
niront k eet effet lenrs Bepr^sentants de pleinponToIr nMasaire. 

(signe) Revbhtlow. 

E. Droutn d£ Lhuys. 

Palmerston. 

Britknow. 
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PROTOCOLE 

DE LA CONF£E£NC£ T£NU£ AU FO&EIQN OFFICE LE 23 AODT 1860. 



Präsents: 
Lea Pl^potentUires: d'Autriche, 

de Dänemark^ 
de France, 

de la Grande Bretagnei 
de RuBsie et 

d« SaMe et de Norr^ 
Le CSuurgÄ d'aifidret d'Autrlehe a aimonoi: 
QM a M MtorM par 8a Cour h wSMm en Bod nom 
anx principes ^d<hic^ dtna le prtambnle et FArtiele I dn Pro- 

tocole du 2 Aoüt 1850, ainsi qu'aux döclarations renferm^es dans 
les articles II et IV; bien entendu que les stipulations du Busdit 
protocole ne poorront porter pr^judice aux droits de la Confödä- 
lation Germanique. — Le Ministre de Danemark, en acceptant 
avee Batisfaction TadhMon ainsi donnte par la Oonr d'Aatriehe 
an Flrotocole dn 2 Aott, a em deTOir rappeler de aon edtö, qnHl 
eat bien entendn qnd lea droits ftdtoinx de TAllemagne ei-deaans 
mentionn^ ne aanraient a'appliquer qu*an Dneb^ de Holstein et 
k celui de Lauenbourg, comme faisant partie de la Coufederation 
Germanique. 

Les Repr^sentants de France, de la Grande Bretagne, de' 
Knaaiey et de Suöde et de Norv^ge en rendant unanimement jus- 
tiee anx aentiment8| qni ont d^nninÄ la Conr d'Antricbe Ii ad- 
hher ans prineipea 6tabliB par le Pirotoeole dn S Aodt dana nn 
intdiM gtodral de paix et d'dqnllibre Enropta ont prfa aete 
dea Boa-diteB d^lamHona. 

(algaA) KouMtu 

Dm BBfBiniLOiWa 

S. jyaoxm vm Lannra. 

PAUIHB8T01b 

Bbühmow. 

* 

J« G« BnHAuam« 



i^iyui^ud by Google 



4^ 

Das Wanohaner Protokoll über die dänische . 

Erbfolge. 

PROTOCOLE. 

Sa Majestö le Roi de Danemark et Sa Majest^ l'Empereur 
de toutes les Russies, prenant en consid^ration les transactions 
conclnes entce leun AngoMtes PrödöoeBseim dans les annte 1767 
et 1773. 

OoDsidteiit qa'antaBt poiir dtabUr le lepoe du Nord de 
rEorope tur m pied duabto} qne poiur toifter tont ee qni pon- 
yaU alon, on dans l*aT«nir, doimer Ifen ä des maleiitendiiB on 

difl\ireiitä dans TAuguste Maison d'Oldenbourg, TEmpereur Paul, 
de gloriense memoire, alors Grand -Dac de Russie, a renoncö 
pour Lui-meme ainsi que pour See h^ritiers et descendans, en 
favenr de Sa Majest^ le Roi Ohrötien VU de gloriense memoire, 
ainsi qne des h^tiers de Sa Conronne BoyalOi a tons ses droits 
et pr6tentloas an DneM de'Slesvig en gtote], eomme k la partie 
d-devant Prineiöre de ee Dneh^ en partlenlier; 

qne de la m^me mani^ et par les mdmes motiHs 8a Ma- 
jest^ TEmpereur Paul ä c6d6 pour Lui-m^me ainsi que pour Ses 
descendanS; hdritiers et successeurs, tout ce qu'Il possddait dans 
le Duch6 de Holstein, soit en conunon a?ec Sa Aügestä le Roi 
de Dänemark, soit a6par6ment; 

eonsidtent qne eet acte de eession dn Dnohö de Holstein 
n*a en llen erpressömenl qn'en &Tenr de 8a M^esti le Roi 
CShrttien Vn et de 8a desoendanee mMe, ainsi qn*4ventnellenient 
en fiivenr de fen le PrineeTrMMei IMro dn Boi| et de la des- 
oendanee mftle de ce Prince; et 

que les ^ventualit^s qu'admettaient les termes memes de eet 
aete de eession | se sont en partie di^k röalis^es par Textinction 
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de la descendance male du Roi Chr^tien VTI, ou peuvent se rea- 
liter dans an avenir plus ou moixm rapprocb^, saas qae leB ditea 
truMetUNU y aient ponrvu d*aioiiiie niuiitoe'; 

priimpaA Im daageit qne «e iilMiee iniMt «M$m 
peut avoir poiir la monanliie DanolMi li, i la rait» de VtaAus/Ünm 
de la lignfo mile, aetnelleinent bot 1e trtne de DaDemaik, la 
regh Teeevilft aon application pure et simple k une partie de cette 
moDarchie ; 

se sont reconnu Tobligation et le droit, comme successeurs 
des Augustes Parties Coutracta&tee aax transactions de 1767 et 
m^f de s'entendre ult^rienremeiit anr lee eonbinaiioiui lei plm 
appiepriöefl an denble IniI qu'EUee eot ea en Toe. 

En consöqnence les SooMignte^ aprts m mftr examen de 
toirfes les qneetioiia qoi se raltadieiit k eette affldrei ont mM 
entre enx, seos la i ' 6se rf e expresse de la havte approbatton de 
leurs Souverains respectifs, et ont consign^ dana le präsent pro- 
tocole les points qui suivent: 

1. Le but qu'on se propose dans rintdret de la paix du nord 
autant qoe dans celui de la paix Interieure de TAuguste Maison 
d'Oldeiibooig, saToir le naiiitten de rint^griiö de la i^oiiaKoliie 
Dasolsei ae peut 6tre rtelis6 qa'aa meyen d*nie oombiiaifloii qui . 
i^pelle k la sneeessioii dans la totaUtö des Etats aetnettemeiit' 
rtenis sons le seeptie de 8a Ifojeslft le Roi de DüMmark, la 
Beule descendance mftle k Fexclusioo des femmes. 

2. La descendance mäle du Prince Chr^tien de Slesvig- 
Holstein- Sonderbarg -Gluecksbourg et de Son Eponse Madame 
la Princesse Louise de Hesse r^onit en eile les droits d'h^riditö^ 
qoi, k Teztinetion de la ligate mftle aetoeUemeiit rtgnante en 
Daasmarl^ Ini teMent ea wtn des nmmeiatiODS de Son Attesie 
Boyale Madaiae la Laadgiare Gharlotte de Hesse, de Bon ffis 
Honseignenr le Prinee FrMMe de Hesse et de Ba illle Madame 
la Princesse Marie d'Anhalt- Dessau. 

3. Voulant de Son cot6 compl^ter les titres r^sultant de ces 
renonciations et amener ainsi une combinaiaon qui serait d'un si 
l^wt int^t poar le maiatien de la monardue DAaoise dans soa^ 
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int^it^, Sa MajestiS l'Empereur de toutes les RuBsies, comme 
Chef de la branche atn^e de Holstein- Gottorp, serait pret h re- 
noncer aux droits öyentuels qai Lui appartiennent, en faveur de 
Monaeignetir le Prinoe Ghrötien de Glnecksbomg et de aa des- 
eendance nUUe. 

TonlsfbiB fl eal entendn: 

qne lei dxolto ^yentoeli des deiix Imaehes eedettes de Hol» 
stein Oottorp senient expressemsBi iMr^^s; que eeux dont 

rAuguste Chef de la branche atn^e ferait Tabandon pour Lui- 
m^me et pour Sa descendance male en faveur du Prince Chr^tien 
de Gluecksboorg et de Sa descendance mäle, renaitraient dana 
la MaiBon Imperiale de Eussie k Tcpoque oü^ ce qu'k Dien ae 
plaisei la deseeBdaace aile de ee Prinoe viendrait k s'^teindre; 

qae piUsqae la reneneiatton de Sa UajM l'Emperear auait 
prindpakBient po«r Imt de &elliter nne eomUnaison qne rtelament 
les Premiers inttedts de la menarehie, Foibe d^e pareille 
ciatioD cesserait d'etre obligatoire^ si la combrnaisou elle-mcme 
venait k manquer. 

4. Par suite des consid^rations qu'indiquent les §§ 2 et 3 
ci-dessus; Monseigneur le Prince Chr^tien de Glnecksbourg con- 
JoiiitemeBt avee Madame la Princesae Son £poue| et k knr dö- 
fin^ la desoendanee mftle de Leus Attessesy aondt plus qn*aneiine 
antre biaaelie des titres qid les lendent babiles k sneeöderi le 
eas Mtot) dans les Etats rtenis aetnellfiment soqs le seeptra 
de Sa Majest6 Danoise. 

En cons^quence les deux Coura de Copenhagae et de Saint- 
Pötersbourg sont conveuues: 

que Sa Majest^ le Eoi de Dänemark dösignera le Prince et 
la Frincesse de Olneoksbonig ooi^ointement eomme les li6iitists 
pgiswDptifii de Sa Conroiuie pour le eas eil U lignie mlle de la 
dfnastie aetaellement v^gnante Tiendrait k s'Madre; 

que Sa Majestö fm eennattrsL Sa liante dMemünaHon «dx 
poissances amies da Danemark; 

qae si, pour assurer la complöte r^ussite de cette combinaison, 
eneore d'aatces renonciationB ^ent jog^ atiles et d^abies. 
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6e serait k Sa Majestc Danoise k Se charger des indemnit^s aux- 
qaelles il pourrait etre reconnu des titres jastes et ^qnitables; 

enfin qae c*e8t k Londres qa'auroiit liea les n^ociationa 
Döeesuirea ponr doimer anx «rrangements, en yerta detqaeto lo 
Prinoe et U Princeme de Olneoksbouig Boront reeonnmi eomme 
raeoeasem prtMmptifr «n trdae de Dänemark^ te caiaettee ihuM 
tranflaction EaTop^eDiie. 

Les Soussigncs se r^servent de soumettre le präsent protocole 
ä Lenrs Augustes Souverains et de solliciter Lear haate appro- 
bation en faveur des disposition qu'il renferme» 

YarsoTie ee 24, Mai. 5. Juni 1851. 

(Signö) Bbbdtz. Nesselbode. Meyendorff. 

D«r Londoner Vertrag vom 8. Mai 18SS. 

„Au nom de la trös sainte et indivisible Trinit6. 

8. Miy. la reine dn royiiime*iiiii de la Grande Bretagne et 
de rirlandey S. M^. l'emperear d*Aatriehe^ roi de Hongrie et de 
Behtme, le Prinee-Flrtoident de la B^pnbliqoe Fhoi^aiaei 8. M . le 
roi de Pnuee, 8. IL Pemperenr de tontea les BuaieSy et 8. M. 
le roi de Snöde et de Norvöge, prenant en eenaid^ration que le 
maintien de rintögrite de la monarclüe Danoise , comme se rat- 
tachant aax int^rets g^n^raux de T^quilibre des puissances en 
£iirope| est d'ane haute importanoe pour la conserration de la 
paix, et qii*im ammgement par leqnel la sneeeniony pour tone 
lee domaineB a^lenxd'hni rötmis ioob le leeptre de 8. M« le roi 
de Danemark y lerait d^olne k la Hgne prinoipaley k Feiebnion 
des teuaeii lerait le meilleiir moyen de garantir I1nt^t6 de 
cette monarchie, ont r^eioln^ sur la demande de 8. M. Danoise, de 
conclare nn trait^ pour donner aux arrangements ayant trait ä 
cet ordre de succession un nouveau gage de BtabiUt^ par un acte 
de rcconnaiagance £iurop^e&ne. 
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„Ell consdqaence, les hautes parties conträctantes önt iiomiii6 
pour leurs pl^nipotentiares, savoir: (Folgen die Namen der Re- 
präsentanten, nämlich für England Graf Malmesbury ; für Oester- 
reich Baron L. K. von Kübeck; für Frankreich Alexander Colonna; 
Gnf WalewBki; für Rufsiand Gr. v. Braimow; für Preaijien Ritter 
Bmiien; fttr Schweden Baron t. Behanien; fttr DXnemark Heir 
BUle). 

„ Aprto ifUn eommimiqii6 lean pleins ponTofan leipeotili^ 
trouT^B en bonne et dfie formei tou les Bnmommös ont adoptt 

lea articles ci-aprös: 

„Art. 1. Apr6s avoir pris en s^rieuse consid^ration les in-, 
törets de sa monarcbiC; S. M. le roi de Danemark; avec Taflaen- 
timent de S. A. B. le prince hir^itaire, et son plus proche ptrent, 
appeUö k la ImceeBBion en verta de U loi royale de Dänemark, 
awai bien qne le eoneert avee S. M; rempereor de tontee les 
BoBBieBy ehef de la branche ainte de la maison de Holitein- 
Gottorp; ayant d^elarö «m dMr de r^ler Fordre de sucees^ion 
k Bes 6tats, de teile maniöre qu'ä d^faut de descendance mascu- 
line en ligne directe du roi Fr6d6ric III de Danemark, sa cou- 
ronne seit transmise k S. A. le prince Christian de Schleswig- 
Holstein- BoaderboiUg-GlndekBbonrg, et aux deaeendants issns dä 
muSmgß de ee prince a¥eto 8. A. B. la priaeesse Loniie de 
ScUeawig-Holftein-Boaderboiirg-GlnBQksboiug, nte prineeaae de 
Heaae, daaa Fordre de primogteitore,' de mftle en mftle; lea haiilea 
partiea eontraetantes, appr^ciant la sagesse des vaes qni est d^ 
terminö Tadoption de cette combinaison, s'engagent d'un cornmiin 
accord, dans le cas oü peut sc produire Teventualite qui est en 
Yue, k reconnaitre en S. A. le prince Christian de Schleswig- 
Holatein-fionderbnrg-Glneokabonig et aes descendanta mäles issua 
en ligne dizeete de aon maiiage aveo ladite prineeaae le droit 
de anecMer k la totaliftö dea Eteta aetaellemcttt naia aoia le 
•ceptre de B. IL le roi de Danemaik. 

„Art 3. Lea bantes partiea eontraetaatea, reeeBttaiaaaiit le 
principe de l'int^gritö de la monarcbic Danoisc comme permanent, 
s'engagent k prendre en considöration tellea oavertorea ult^icurea 
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que S. M. jugera h propoB de leiir faire, si (ce qa'ä Dien ne plaiee) 
rextinction des hiiritiera mdles, en ligne directe, de 8. A. le prince 
Christian de Schleswig-Holstein- Sonderborgi par son mariage avec 
la princesse Louise, devenait immmente. 

„Art. 3. II est express^ment entenda qne les droits et les 
obligatioiifl r^proqnes de S. IL le roi de Dänemark et de la 
conftdtoiftion germaniqiiey eonoeraaoi lea dvehte de Holstein et 
* de Lanenbourg, droits et obligations ^taUls par Facte f&dtel de 
1816 et par la loi MAr^ aetnellei ne seront point sltMi par 
' le präsent traitö. 

„Art 4. Les hautes parties contractantes se r^servent le 
droit de porter le präsent traite k la connaisaance des autres 
poissances, en les invitant k y accöder. 

,Art 6. Le prtent traitö sera ratifiö et les latificationB, 
seront MangM k Londres, dans le dilai de six semaines, an 
plns t6t s'il est possible. 

„En foi de.qnoi les pltoipotentiaires respeelift ont signÄ 
oe traite et y ont appos^ lenrs sceanx. 

„Fait ^ LqndreSi le 8 mai^ en Um de grÄce 1862." 
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